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Wahlvorschrift

der Evangelischen Kirche A. B. in Rumänien

Die 72. Landeskirchenversammlung der Evangelischen Kirche A.B. in Rumänien hat auf​grund der Kirchenordnung von 1997 am 26. November 2005 in Hermannstadt die folgende Wahlvorschrift be​schlossen
:

A. Allgemeine Bestimmungen

Erster Abschnitt
Einteilung des Gebietes

§ l

Alle eigenständigen Kirchengemeinden, Gemeinden in der Diaspora und Verbände von Kirchengemeinden sind zu Kirchenbezirken zusammengeschlossen.

§ 2

Die Anzahl der Kirchenbezirke, ihre Benennung, ihr Amtssitz und die Zuteilung der Gemein​den in diese Kirchenbezirke werden durch Beschluss der Landeskirchenversammlung festgelegt.

Zweiter Abschnitt
Das Recht zu wählen und gewählt zu werden

§ 3

Gemäß den geltenden kirchlichen Bestimmungen können Mitglieder einer Kirchenge​meinde sein:

a.) ordentliche Mitglieder, mit allen Rechten und Pflichten,
b.) Mitglieder im Sonderstatus, ohne aktives und passives Wahlrecht. Dieser Sonderstatus wird durch eine Verfügung des Landeskonsistoriums geregelt    (Art. 2 (4) der Kirchenordnung). 
§ 4

(l) Wahlberechtigte Mitglieder der Kirchengemeinde sind alle ordentlichen Mitglieder der Kirchengemeinde, die - bis einschließlich zum Wahltag - das 18. Lebensjahr erfüllt und ihren Kirchenbeitrag für das vorhergehende Jahr entrichtet haben, und denen nicht durch einen rechtsgültigen Beschluss das aktive Wahlrecht abgesprochen worden ist.

(2) Die wahlberechtigten Mitglieder der Kirchengemeinde werden auf einer Wählerli​ste ge​führt, die in Übereinstimmung mit § 9 (1) dieser Vorschrift vor der Durchführung der Wah​len fertigzustellen ist.

§ 5

Wählbar sind alle ordentlichen Mitglieder der Kirchengemeinde, die das 21. Lebens​jahr er​füllt und das aktive Wahlrecht haben, sowie mindestens seit einem Jahr Mitglied der Kirchen​ge​meinde sind.

§ 6

Frauen und Männer haben gleichberechtigt das aktive und passive Wahlrecht.

§ 7


Wo Wahlvorschläge gemacht werden, soll darauf geachtet werden, dass diese gleichbe​rechtigt männliche und weibliche Gemeindeglieder nennen, nach Maßgabe ihres kirchlichen Engage​ments und ihrer Möglichkeit die zu bekleidenden Ämter auszufüllen.

§ 8

(l) Es können nicht gewählt werden:

a.) nichtordinierte kirchliche Angestellte in Gremien und Körperschaften einer Kir​chen-, Bezirks- oder der Gesamtgemeinde, wo ihre Anstellung besteht,

b.)  Kandidaten des geistlichen Amtes, insofern es sich um ein Mandat handelt, das von einem Nichtordinierten besetzt werden muss,

c.)  kirchliche Angestellte als weltliche Mitglieder des Bezirkskonsistoriums bzw. des Landeskonsistoriums.

(2) Gemäß Art. 51 (6) und Art. 60 (2) und (3) der Kirchenordnung dürfen dem Presbyte​rium, bzw. dem Kirchenrat nicht gleichzeitig Ehegatten oder Verwandte l. und 2. Grades an​gehören. 

Dasselbe gilt für das Bezirkskonsistorium und das Landeskonsistorium.

Dritter Abschnitt
Die Anfertigung der Wählerlisten

§ 9

(l) Zur Wahl zugelassen sind die in die Wählerliste für das entsprechende Wahljahr ein​getra​genen Gemeindeglieder. Die Wählerlisten sind bis spätestens einen Monat vor der Wahl fer​tigzustellen.

(2) Die Anfertigung der Wählerlisten erfolgt:

a.) in eigenständigen Kirchengemeinden durch das Presbyterium,

b.) in Diasporagemeinden durch das Bezirkskonsistorium über den zuständi​gen Pfarrer und den Kirchenrat der Diasporagemeinde.

c.) in Verbänden von Kirchengemeinden durch die in § 9 (2), a und b genannten Stellen.
(3) Die Fertigstellung der Wählerliste sowie die Möglichkeit der Einsichtnahme muss im fol​genden Gottesdienst bekannt gegeben werden.              

(4) Einspruch gegen die Anfertigung der Wählerlisten wird innerhalb von zwei Wo​chen nach ihrer Bekanntgabe beim zuständigen Bezirkskonsistorium vorgelegt, das innerhalb von acht Tagen über den Einspruch entscheidet.

(5) Die Wählerliste kann in Ausnahmefällen auf Beschluss des Presbyteriums oder des Kir​chenrats bis zum Wahltag ergänzt werden. Ebenso kann die Wahlkommission am Wahltag, nach erfolgter Überprüfung eines begründeten Antrags, die Wählerli​ste ergänzen.

§ 10

(l) Alle rechtskräftigen Beschlüsse, Urteile oder Tatsachen, die den Verlust des Wahl​rechts oder des Rechtes gewählt zu werden, festlegen oder betreffen oder dessen Verlust zur Folge haben, sind in der Wählerliste einzutragen und bei der Durchführung der Wahlen zu
berücksichtigen.         

(2) Jeder Wähler hat nur eine Stimme und darf nur eine Stimme abgeben.

Vierter Abschnitt
Die Durchführung der Wahlen

§ 11


(l) Alle Körperschaften und ihre Mitglieder sowie alle im Dienst der Kirche stehenden
Personen haben für eine vorschriftsmäßige Durchführung der Wahlen zu sorgen, so dass die freie Entscheidung des Wählers oder seine Stimmabgabe nicht beeinträchtigt wird.

(2) Im Sinne einer guten Information der Wähler und Bekanntmachung der Kandida​ten sol​len:

a.) in eigenständigen Kirchengemeinden und in Verbänden von Kirchengemeinden die Kandidaten eine Woche vor der Wahl bekanntgegeben werden,

b.) in den Bezirkskirchenversammlungen und in der Landeskirchenversammlung die Kandidaten zu Beginn der Versammlung bekanntgegeben und vorgestellt werden.

§ 12

(l) Zu den festgelegten Wahlterminen wählt gemäß der Kirchenordnung die Gemeinde​versammlung (die Gemeindewähler):

1. in eigenständigen Kirchengemeinden

a) die Gemeindevertretung und deren Ersatzmitglieder,

b) die Abgeordneten in die Bezirkskirchenversammlung und deren Ersatzmitglieder;

2. in Gemeinden in der Diaspora

a) den Kirchenrat,

b) den Kurator, bzw. die Ansprechperson.

(2) Gemäß Art. 48 Pkt. b der Kirchenordnung wählt die Gemeindevertretung  in eigenständigen Kirchengemeinden:
a) den Pfarrer,

b) den Kurator,

c) das Presbyterium;

(3) Gemäß Art. 73 Pkt. l der Kirchenordnung wählt die Bezirkskirchenversammlung:

a) den Dechanten,

b) den Bezirkskirchenkurator,

c) die Mitglieder des Bezirkskonsistoriums,

d) die  Abgeordneten  in  die  Landeskirchenversammlung  und  deren Ersatzmitglieder.

(4) Gemäß Art. 95, Pkt. 4-6 der Kirchenordnung wählt die Landeskirchenversammlung:

a) den Bischof, den Landeskirchenkurator, den Bischofsvikar, die Mitglieder des Landes​konsistoriums und den Hauptanwalt,

b)  die Mitglieder der obersten Disziplinarbehörde,

c)  die Mitglieder des Rats für Rechtsfragen.

(5) Die Anzahl der gewählten Mitglieder der Gemeindevertretung, des Presbyteriums und des Kirchenrats ist durch die diesbezüglichen Verfügungen der Kirchenordnung – Art. 41 (3), Art. 50 (3) und Art. 60 (2 )und (3) – festgelegt.

§ 13


Alle Wahlen sind geheim mit Stimmzettel durchzuführen. Die die Wahl betreffenden Listen, Wahlberichte, Verzeichnisse, Stimmzettel und sonstige Schriftstücke sind aufzube​wahren. Die Stimmzettel können, sobald die Wahl rechtskräftig geworden ist, vernichtet wer​den. Im gegenteiligen Fall kann die Vernichtung nur dann geschehen, wenn über Einspruch, Klage oder Berufung rechtskräftig entschieden worden ist. 

§ 14


(l) Im Falle der Wahlen durch die Ge​meindeversammlung ist auch Briefwahl möglich. Dar​über entscheidet das Presbyterium bzw. der Kirchenrat.

(2) Betreffend die Briefwahl wird das Landeskonsistorium Sonderregelungen erarbei​ten und herausgeben.

§ 15


(l) Die vorgefertigten Stimmzettel sollten mindestens ein Drittel mehr Namen enthalten, als Mitglieder (Abgeordnete) und Ersatzmitglieder zusammen zu wählen sind.

(2) Werden weiße Zettel ausgegeben, müssen die Kandidaten auf eine Tafel oder ei​nen Aus​hang aufgeschrieben werden.

(3) In der Reihenfolge der erhaltenen Stimmenanzahl werden die ordentlichen Mitglieder (Abgeordnete) und die Ersatzmitglieder festgelegt. Werden in einem Wahlgang Mitglieder mit verschiedener Mandatsdauer gewählt, so steht die längere Mandatsdauer denen zu, die die meisten Stimmen erhalten haben.
§ 16


(l) Für jede Wahl ernennt der Wahlleiter vor Beginn der Abstimmung einen Zählungsaus​schuss, dem keine Kandidaten angehören dürfen.

(2) Kandidiert ein Mitglied des Zählungsausschusses, wird ein anderes Mitglied in den
Zählungsausschuss ernannt.

(3) In Diasporagemeinden kann sich die Wahlversammlung als Zählungsausschuss konstituie​ren.

§ 17

Der Wahlvorgang darf nicht unterbrochen werden.

§ 18


(l) Alle Wählenden sind in der Liste der Wähler (Mitgliederverzeichnis) aufzuführen.

(2) Die Stimmzettel dürfen nur dann übernommen werden, wenn der Zählungsaus​schuss fest​gestellt hat, dass der Abgeber des Stimmzettels auf der Wählerliste steht.

§ 19


(l) Nach der Abstimmung erfolgt die Auszählung der abgegebenen Stimmen durch den Zäh​lungsausschuss, der hierbei über die Gültigkeit oder Ungültigkeit ganzer Stimmzettel oder ein​zelner seiner Teile entscheidet.

(2) Ein Stimmzettel ist ungültig, wenn der Wille des Wählers nicht eindeutig festzu​stellen ist.

(3) Das Ergebnis der Wahl wird durch den Wahlleiter bekannt gegeben.

§ 20


(l) Als gewählt sind – mit den in den besonderen Bestimmungen dieser Vorschrift angeführ​ten Ausnahmen – die anzusehen, die die meisten Stimmen erhalten haben. Bei Stimmen​gleichheit entscheidet das Los.

(2) Die Rangfolge der Ersatzmitglieder richtet sich nach der Zahl der erhaltenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los.

(3) Die Losziehung wird sofort nach Feststellung der Stimmengleichheit durch den Zählungs​ausschuss vorgenommen und das Ergebnis in dem Wahlbericht verzeichnet.

§ 21


(l) Über den Verlauf der Wahlhandlung ist ein genauer Wahlbericht nach dem vom Landes​konsistorium herausgegebenen Musterformular in drei Exemplaren auszufüllen und dem Be​zirkskonsistorium vorzulegen.

(2) Das Bezirkskonsistorium prüft die Berichte und stellt je einen Bericht den betreffenden Presbyterien (Kirchenräten) und dem Landeskonsistorium zu. Die dritte Ausfertigung wird in der Kanzlei des Bezirkskonsistoriums hinterlegt.
§ 22


Bei Wahlen vorkommende Bestechungen oder Umtriebe werden, wenn sie von Perso​nen be​gangen werden, die der Disziplinarvorschrift der Kirche unterstehen, nach den Be​stimmungen dieser Vorschrift und wenn sie von Wählern, die nicht unter diese Vorschriften fallen, began​gen werden, durch Entzug des Wahlrechtes von einem bis zu zehn Jahren ge​ahndet.

§ 23 


(l) Als Bestechung ist jede Handlung anzusehen, durch welche einem Wähler dafür, dass er seine Stimme einer bestimmten Person gebe oder nicht gebe, mittelbar oder unmittel​bar ein Vermögensvorteil zugewendet oder in Aussicht gestellt wird.

(2) Als Wahlumtrieb ist jede Handlung anzusehen, welche einen Wähler durch Vorspiegelung falscher Tatsachen, Verbreitung unrichtiger Nachrichten oder Drohungen da​von abzuhalten oder dazu zu bestimmen versucht, dass er seine Stimme einer bestimmten Per​son gebe oder nicht gebe.

§ 24 


(1) Wird innerhalb von vierzehn Tagen nach Vollzug der Wahlen kein Einspruch erhoben, ist die Wahl rechtskräftig.
(2) Wird die Wahl einzelner der gewählten Personen durch ein Rechtsmittel angefochten, so ist der Gewählte so lange als Mitglied der Körperschaft (Gemeindevertretung, Presbyterium Kirchenrat, Bezirkskirchenversammlung, Bezirkskonsistorium, Landeskirchenversammlung, Landeskonsistorium) anzusehen, bis seine Wahl rechtskräftig aufgehoben wird.
(3) Wenn die ganze Wahl als solche durch ein Rechtsmittel angefochten wird, gelten die Be​stimmungen von § 24 (2).
(4) In beiden Fällen - (2) und (3) - kann das Verfahren innerhalb von sechs Monaten nach der erfolgten Wahl nicht nur auf Grund von Klagen oder Anzeigen sondern auch von Amtswegen eingeleitet werden.
§ 25


(l) Die Beschlussfassung über den Entzug des Wahlrechtes bezüglich solcher Personen,
die der Disziplinarvorschrift der Kirche nicht unterstehen, gehört in den Wirkungskreis des
Bezirkskonsistoriums.

(2) Über Berufung entscheidet das Landeskonsistorium.

B. Besondere Bestimmungen

Erster Abschnitt
Die Wahl des Gemeindekurators, der Gemeindevertretung, des Presbyteriums
und der Abgeordneten für die Bezirkskirchenversammlung

§ 26


Aufgrund eines Rundschreibens des Landeskonsistoriums betreffend die in der Landeskirche durchzuführenden Wahlen werden in ortsüblicher Weise Ort und Datum zwei Wochen vor der Wahl bekanntgegeben.

§ 27


Wird bei der Durchführung der Wahlen Stimmengleichheit festgestellt, so gilt:

a. bei Wahlen durch die Gemeindewähler entscheidet das Los;

b. bei Wahlen durch die kirchlichen Körperschaften werden zunächst bis zu drei Stichwahlen angeordnet. Erst nach weiterer Stimmengleichheit entscheidet das Los.

§ 28


(l) Der Kurator wird mit einer Mandatsdauer von vier Jahren, wie folgt, gewählt:

a. von der Gemeindevertretung                 

· in eigenständigen Gemeinden,

b. von der Gemeindeversammlung

- 
in Gemeinden in der Diaspora.

(2) Gewählt ist derjenige Kandidat, auf den mehr als die Hälfte der abgegebenen
Stimmen entfällt. Erhält niemand die absolute Stimmenmehrheit, findet eine Stichwahl zwi​schen den beiden Kandidaten statt, die die meisten Stimmen erhalten haben. Wer hierbei die meisten Stimmen erhalten hat, gilt als gewählt. Bei Stimmengleichheit wird ein neuer Wahl​gang (Stichwahl) angeordnet. Erhält nach zwei weiteren Stichwahlen kein Kandidat die ab​solute Stimmenmehrheit, wird die Wahl zu einem späteren Zeitpunkt wiederholt.

§ 29


(l) Das Mandat des Kurators, der Mitglieder des Presbyteriums, des Kirchenrates und der Gemeindevertretung beträgt vier Jahre. Wiederwahl ist möglich.

(2) Alle zwei Jahre scheidet die Hälfte der gewählten Mitglieder der Gemeindevertre​tung und des Presbyteriums aus. Beim ersten Ausscheiden werden die Ausscheidenden durch das Los bestimmt.

(3) Ersatzmitglieder werden für die Dauer von zwei Jahren gewählt.
§ 30


(l) Die regelmäßigen Ergänzungswahlen finden alle zwei Jahre statt und werden mit
einem Rundschreiben des Landeskonsistoriums angeordnet.

(2) Durch die Gemeindeversammlung (Gemeindewähler) werden gewählt:

a. in eigenständigen Gemeinden

- die Hälfte der Mitglieder der Gemeindevertretung und ihre Ersatzmitglieder,

     - die Abgeordneten in die Bezirkskirchenversammlung und ihre Ersatzmitglieder;

b. in Gemeinden in der Diaspora

                     - die Hälfte der Mitglieder des Kirchenrates (siehe Art 60 der Kirchenordnung)

(3) Durch die Gemeindevertretung wird jeweils die Hälfte der Mitglieder des Presby​teriums gewählt.

§ 31


(l) Als Seelenzahl der Kirchengemeinden ist jene vom 31. Dezember des Vorjahres anzu​se​hen.

(2) In Kirchengemeinden, deren Seelenzahl seit den letzten kirchlichen Wahlen unter eine der in den Art 41 (3), 50 (3) und 60 (2) der Kirchenordnung vorgesehenen gesunken ist, kann die Verkleine​rung der kirchlichen Körperschaften in der Weise erfolgen, dass gelegentlich der
bevorstehenden Wahlen und der in zwei Jahren durchzuführenden Wahlen die zu wählende
Hälfte der Körperschaften auf die der gegenwärtigen Größe der Gemeinde entspre​chende Mitgliederzahl verringert wird. In Gemeinden, deren Seelenzahl gestiegen ist, sind die oben​genanten Bestimmungen entsprechend anzuwenden.

§ 32


Die Bezirkskonsistorien überwachen die Durchführung der Gemeindewahlen und ach​ten dar​auf, dass die Wahlen in allen Gemeinden in der vorgeschriebenen Zeit und unter ge​nauer Be​achtung der Bestimmungen dieser Vorschrift sowie darauf beruhenden Verfügungen des Lan​deskonsistoriums stattfinden.

§ 33

(l) So lange die kirchenordnungsgemäße Betrauung der jeweiligen kirchlichen Körperschaften in ihrer Zusammensetzung, wie sie vor der Erneuerung durch die regelmäßige
Ergänzungswahl war, nicht abgelaufen ist, setzen sie ihre Tätigkeit fort. In neuer Zusammen​setzung tritt vorher lediglich zusammen:

a. die Gemeindevertretung, doch keinesfalls vor Rechtskräftigwerden ihrer Neuwahl (§ 24, (2)), um – wo das vorgeschrieben ist – die Presbyterialergän​zungs​wahl und die Kuratorenwahl vorzunehmen;

b. die Bezirkskirchenversammlung, um die Wahl des Dechanten, des Bezirks​kirchen​kurators und der Bezirkskonsistorialmitglieder vorzunehmen;

c. das Bezirkskonsistorium, um die Wahl des Dechantstellvertreters, des Stellvertreters des Bezirkskirchenkurators und des Bezirkskirchenmeisters vorzu​nehmen.

(2) Nach Ablauf der alten und Beginn der neuen Betrauungen nehmen die Vertre​tungskörper in ihrer durch die durchgeführte Ergänzungswahl gegebenen Zusammensetzung die volle Tä​tigkeit auf.

§ 34


(l) Erweist sich in der Zwischenzeit der regelmäßigen Ergänzungswahlen eine
Neubesetzung von vakanten Stellen als notwendig, wird eine Ersatzwahl durchgeführt, wobei die Bestimmungen der regelmäßigen Ergänzungswahlen angewendet werden.

(2) Das Mandat der neu Gewählten dauert so lange, wie das Mandat ihrer Vorgänger
gedauert hätte.
Zweiter Abschnitt
Die Wahl des Bezirksdechanten, des Bezirkskirchenkurators, des Bezirkskonsistoriums und der Abgeordneten für die Landeskirchenversammlung

§ 35

Zum Dechanten wählbar sind alle Ordinierten der Evangelischen Kirche A.B. in Rumänien, die in der Liste der Kandidaten des geistlichen Amtes geführt werden und das Wählbarkeitskollo​quium abgelegt beziehungsweise das Recht gewählt zu werden auf andere Weise erlangt haben, sofern sie nicht Rentner sind. Die Kandidaten müssen wenigstens zwei Jahre Inhaber einer Pfarrstelle in der Evangelischen Kirche A.B. in Rumänien gewesen sein.
§ 36

(l) Die Wahl des Bezirksdechanten, des Bezirkskirchenkurators und des Bezirkskonsisto​riums wird durch die Bezirkskirchenversammlung in derselben Sitzung durchgeführt.

(2) Für diese Wahlen sind demnach folgende vier Stimmzettel gesondert abzugeben:

1. für den Bezirksdechanten,

2. für den Bezirkskirchenkurator,

3. für die ordinierten Mitglieder des Bezirkskonsistoriums,

4. für die nicht ordinierten Mitglieder des Bezirkskonsistoriums.

(3) Als nicht ordinierte Mitglieder können auch Ordinierte gewählt werden, die von der Liste der Kandidaten des geistlichen Amts gestrichen worden sind (siehe § 3(3), Pkt. b der Dienstvorschrift für Pfarrer und Pfarrerinnen).    

§ 37


(l) Bei Wahlen nach § 36 sind diejenigen als gewählt anzusehen, die mehr als die Hälfte der abgegebenen Stimmen erhalten haben.

(2) Bei Stimmengleichheit sind die Bestimmungen von § 27, Pkt. b anzuwenden.
§ 38


(l) Bei der Wahl der Abgeordneten für die Landeskirchenversammlung sind die folgen​den zwei Stimmzettel gesondert abzugeben:

1. für die ordinierten Abgeordneten,

2. für die nicht ordinierten Abgeordneten.

(2) Für die nicht ordinierten Abgeordneten gilt sinngemäß die Bestimmung von § 36 (3).
Dritter Abschnitt
Die Wahl des Bischofs, des Landeskirchenkurators, des Bischofsvikars und
des Landeskonsistoriums

§ 39


Zur Ergänzung von Art. 111 der Kirchenordnung werden im Hinblick auf die Wahl des
Bischofs folgende Vorbereitungen getroffen:

(1) Innerhalb von zwei Wochen, nachdem die Stelle des Bischofs vakant geworden ist,
legt das Landeskonsistorium den Terminplan für die Kandidierungen durch die Gemeinden und die Bezirkskirchenversammlungen sowie die Neuwahl durch die Landeskirchenver​sammlung fest. Der Zeitraum darf sechs Wochen nicht überschreiten. Wählbar sind alle Ordi​nierten der Evangelischen Kirche in Rumänien, die in der Liste der Kandidaten des geistli​chen Amtes geführt werden und das Wählbarkeitskollo​quium abgelegt beziehungsweise das Recht gewählt zu werden auf andere Weise erlangt ha​ben, sofern sie nicht Rentner sind. Als Stichdatum der Liste der Kandidaten des geistlichen Amtes gilt das Datum der Herausgabe des diesbezüglichen Rundschreibens plus weitere zwei Wochen.

(2) Die Gemeindevertretungen der eigenständigen Kirchengemeinden müssen in dem dazu vorgesehenen Zeitraum Kandidierungssitzungen abhalten, in denen durch einfache Stimmenmehrheit höchstens drei Kandidaten nominiert werden. Die Wahl er​folgt anhand von Stimmzetteln. Über diese Nominierung wird ein Protokoll verfasst, in dem die vollständigen Namen in alphabetischer Reihenfolge, die Funktion und der Wohnort des jeweiligen Kandidaten angegeben werden. Dieses Protokoll wird vom Pfarrer (geschäftsfüh​renden Pfarrer), dem Kurator (falls er in der Sitzung anwesend war), dem Schriftführer und zwei Beglaubigern unterschrieben und anschließend auf dem Amtsweg dem zuständigen Be​zirkskonsistorium zugestellt.

(3) Kirchenräte und Ansprechpersonen der Diasporagemeinden können ebenfalls Kandidaten nominieren. Diese sind schriftlich an den Kandidationsausschuss des Bezirkskon​sistoriums zu richten, welcher aus den eingereichten Vorschlägen ebenfalls drei Kandidaten in Anlehnung an die Bestim​mungen von § 39 (2) nominiert.

(4) In der Bezirkskirchenversammlung werden die verschlossenen Briefumschläge mit
den nominierten Kandidaten der eigenständigen Kirchengemeinden und des Kandidationsausschusses des Bezirkskonsistoriums dem Vorsitzenden nach dem Eröffnungs​gottesdienst übergeben. Der Vorsitzende gibt die Nominierungen der Versammlung bekannt.

(5) Aus den vorgeschlagenen Kandidaten nominiert die Bezirkskirchenversammlung durch Wahl mit einfacher Mehrheit höchstens fünf Kandidaten. Aus der Reihe der Bezirkskirchen​versammlung dürfen keine weiteren Nominierungen erfolgen. Die Wahl erfolgt anhand von Stimmzetteln. Dann wird analog zu Absatz 2 verfahren.

§40

Für die Wahlhandlung gelten folgende Bestimmungen:

(l) Die Landeskirchenversammlung wird als Wahlversammlung einberufen und in der Kirche im Rahmen eines Gottesdienstes abgehalten. Nach einem dem Anlass entsprechenden Gebet werden die Nominierungen mit den Kandidationen beziehungsweise die Faltbögen von den Vertretern der Bezirke dem Vorsitzer übergeben. Er gibt die Nominierungen bzw. Faltbö​gen öffentlich bekannt. Aus den Reihen der Landeskirchenversammlung dürfen keine weitere Kandidaten vorgeschlagen werden. Die sich ergebende Kandidatenliste wird angeschrieben. Die Kandidaten werden vom jeweiligen Dechanten kurz vorgestellt. Sollte ein Kandidat von mehreren Bezirken nominiert worden sein, so wird er nur einmal vorgestellt und zwar von dem Bezirk, dem er angehört.

(2) Hat nach dem ersten Wahlgang kein Kandidat die absolute Stimmenmehrheit er​reicht, wird ein weiterer Wahlgang durchgeführt, wobei der  Kandidat mit den wenigsten Stimmen weggelassen wird. Der Vorgang wird wiederholt, bis ein Kandidat die absolute Stimmen​mehrheit erreicht. Der so gewählte Kandidat wird sogleich als gewählter Bischof be​kanntgege​ben. Er tritt sein Amt nach Ablauf der vierzehntägigen Berufungsfrist an.

(3) Ergibt sich bei einem der Wahlgänge zwischen den Kandidaten, die die wenigsten Stim​men auf sich vereint haben, Stimmengleichheit, so fallen diese weg, solange die Anzahl der verbleibenden Kandidaten mindestens drei beträgt.

Die Wahl erfolgt durch die Abgabe von Stimmzetteln. Als gewählt gilt, wer die abso​lute Stimmenmehrheit erzielt hat.

(4) Wird bei dem Wahlgang zwischen den zuletzt verbliebenen beiden Kandidaten Stimmengleichheit erzielt, wird nach einer kurzen Pause ein weiterer Wahlgang durchgeführt.

(5) Führt dieser Wahlgang ebenfalls zur Stimmengleichheit wird eine neue Wahl​handlung nach den Bestimmungen dieser Vorschrift angeordnet.

(6) Für den Rechtsweg gelten die Bestimmungen von Art 118–120 der Kirchenordnung.

(7) Im Blick auf die staatliche Anerkennung unternimmt das Landeskonsistorium die nötigen Schritte.  
§ 41

Zum Bischofsvikar wählbar sind alle Ordinierten der Evangelischen Kirche A.B. in Rumänien, die in der Liste der Kandidaten des geistlichen Amtes geführt werden und das Wählbarkeitskolloquium abgelegt beziehungsweise das Recht gewählt zu werden auf andere Weise erlangt haben, sofern sie nicht Rentner sind. 
§42
(1) Die Wahl des Landeskirchenkurators, des Bischofsvikars und des Landeskonsistoriums ist in derselben Sitzung durchzuführen.

Es sind daher vier Stimmzettel in gesonderten Wahlgängen abzugeben und zwar:

a. für den Landeskirchenkurator,

b. für den Bischofsvikar,

c. für die ordinierten und

d. für die nicht ordinierten Mitglieder des Landeskonsistoriums.

(2) Für die nicht ordinierten Mitglieder gilt sinngemäß die Bestimmung von § 36 (3).

§43
Bei Wahlen nach § 42 sind diejenigen als gewählt zu betrachten, die mehr als die Hälfte der abgegebenen Stimmen auf sich vereint haben.

Bei Stimmengleichheit wird der an Jahren Ältere als gewählt erklärt.

Vierter Abschnitt
Die Wahl des Pfarrers

a). Allgemeine Bestimmungen
§ 44 
Bei der Durchführung der Pfarrwahl sind die Bestimmungen der Kirchenordnung Art. 31–34, sowie die Bestimmungen der Dienstvorschrift für Pfarrer und Pfarrerinnen der Evangelischen Kirche A.B. in Rumänien zu berücksichtigen. Wie für die Gemeindepfarrer gelten auch für die Wahl und Anstellung von Pfarrern mit übergemeindlichen Diensten die allgemeinen ar​beitsrechtlichen gültigen Gesetze für Stellenbesetzung sowie die diesbezüglichen kirchlichen Verordnungen.

§ 45
(1) Der Ausgangspunkt einer jeden Pfarrwahl ist ein entsprechender Beschluss der Gemeinde, die über die zu besetzenden Pfarrstelle verfügt. In den eigenständigen Gemeinden wird dieser Beschluss durch die Gemeindevertretung gefasst, in den zu Verbänden von Kirchengemeinden zusammengeschlossenen Diasporagemeinden durch das Bezirkskonsi​storium, nach Anhörung der Gemeindeversammlungen.

(2) Mit gleichem Beschluss muss auch eine Stellenbeschreibung mit den erwarteten Diensten so​wie Einkünften und Nutzungen festgelegt werden. Diese ersetzt die Konvention nicht, ist aber Ausgangspunkt derselben. Die Stellenbeschreibung darf nach deren Veröffentlichung beim Bezirkskonsistorium weder verändert noch ergänzt werden. Sollte dieses der Wunsch der Gemeinde sein, so entsteht dadurch ein neues Besetzungsverfahren.

(3) In Verbänden von Kirchengemeinden – mit oder ohne Rechtspersönlichkeit - die gemeinsam eine Pfarrerstelle besetzen wollen, muss eine Einigung darüber erfolgen, welche Kirchengemeinde die Rechtsinhaberin der Pfarrstelle ist, und ein entsprechendes schriftliches Abkommen mit den weiteren Gemeinden beim zuständigen Bezirkskonsistorium geschlossen werden. Die eigent​liche Wahl erfolgt dann nur in der Gemeinde, die die Rechtsinhaberin der Pfarrstelle ist.

(4) Die Bestimmungen von § 45 (2) sind kirchenordnungsgemäß auf die Verbände von Kirchengemeinden anzuwenden.

§ 46
Die Ausschreibung ist auf dem Dienstweg dem Landeskonsistorium zuzustellen, welches die
rechtlichen Voraussetzungen prüft und den Bewerbungsaufruf im Bereich der Evangelischen
Kirche A.B. in Rumänien durch Rundschreiben und die innerkirchliche Presse veröffentlicht.
Sollten die rechtlichen Voraussetzungen nicht gegeben sein, wird die Ausschreibung bis zur
Klärung zurückgestellt.

§ 47


(l) Der Bewerbungsaufruf enthält:

1. Die Seelenzahl der Gemeinde bzw. Gemeinden,

2. den Termin für die Einreichung der Bewerbungsgesuche und die Stelle, wo sie
einzureichen sind,

3. den Hinweis, dass die Stellenbeschreibung beim Bezirkskonsistorium eingesehen werden kann.

(2) Eine gültige Bewerbung muss enthalten:

1. ein Ansuchen,

2. einen Lebenslauf,

3. den Nachweis des ersten und zweiten theologischen Examens,

4. das Ordinationszeugnis,

5. den vom Landeskonsistorium ausgestellten Nachweis des abgelegten Kollo​quiums bzw. der Wählbarkeit für ausländische Bewerber,

6. die Bestätigung des Landeskonsistoriums, dass der Bewerber in der Liste der Kandidaten des geistlichen Amtes geführt wird,

7. die Stellungnahme der vorgesetzten Behörde, dass der Kandidat im Falle seiner Wahl aus dem bestehenden Dienstverhältnis ausscheiden kann.

(3) Die Bedingungen der Wählbarkeit müssen am Tage des Ablaufens des Bewerbungsaufru​fes erfüllt sein.

(4) Die Anstellung eines Pfarrers aus dem Ausland kann nur erfolgen, wenn die theologischen Examina (Erstes und Zweites Theologisches Examen) vom Landeskonsistorium anerkannt werden und der Kandidat ein Kolloquium über heimisches Kirchenrecht, heimische Kirchengeschichte und Pfarramtskunde abgelegt hat. Ein Dienst- und Führungszeugnis muss ebenfalls aufliegen. 
§ 48
(1) Aufgrund der termingerecht eingelaufenen Bewerbungen der arbeits- und kirchenrechtlich
berechtigten Bewerber stellt der Bezirksdechant innerhalb einer Woche eine Liste zusammen und übermittelt diese schriftlich dem Presbyterium der ausschreibenden Gemeinde.

(2) Die Wahl muss spätestens drei Wochen nach Ablaufen des Bewerbungsaufrufes vollzogen
werden. Den Termin legt der Bezirksdechant in Absprache mit den Gemeinden fest.

§ 49
Zur Leitung der Wahlhandlung ernennt das Bezirkskonsistorium einen Wahlleiter, nach
Möglichkeit aus seiner Mitte. Zum Wahlleiter darf niemand bestimmt werden, dessen Person,
Dienst oder Stellung das Wahlresultat in irgend einer Weise beeinflussen könnte.
§ 50
(1) Zur Wahl müssen alle zur Abgabe der Stimme berechtigten Mitglieder des Wahlkörpers (für eigenständige Gemeinden: die Gemeindevertretung) in ortsüblicher Weise eingeladen werden. Der Wahl voraus geht ein dem Ereignis angemessener Gottesdienst, den der Wahl​leiter hält, so​fern er ein geistliches Mitglied des Bezirkskonsistoriums ist. Wenn das nicht zu​trifft, wird der vertretende Pfarrer damit beauftragt, der aber bei der anschließenden Wahl nicht anwesend sein darf.

(2) Der Wahlleiter verliest vor den Wahlen die entsprechenden allgemeinen und speziellen Bestimmungen der Wahlordnung.

b)Die Wahl in eigenständigen Kirchengemeinden

§ 51
Für die Wahlen in eigenständigen Gemeinden gelten die Bestimmungen von Art. 24 (2) der
Kirchenordnung.

§ 52
(1) Der Wahlleiter prüft die Anwesenheit. Ist die Gemeindevertretung nicht beschlussfähig, wird die Wahl um 24 Stunden verschoben. Sollte sie auch in dieser zweiten Zusammenkunft nicht beschlussfähig sein, wird die Wahl nicht durchgeführt.

(2) Ist die Gemeindevertretung beschlussfähig, ernennt der Wahlleiter einen Zählungsausschuss und stellt die einzelnen Kandidaten in neutraler Weise auf Grund der Bewerbungsunterlagen vor.

(3) Im Wahllokal darf bis Ende des Wahlvorganges keine weitere Person anwesend sein.

(4) Aufgrund der Bestimmungen von § 52 (1–3) wird die Wahl mit Stimmzetteln durchge​führt.
§53
(1) Als gewählt ist derjenige Kandidat anzusehen, der mehr als die Hälfte der abgegebenen
Stimmen auf sich vereint. Erzielt kein Kandidat im ersten Wahlgang die notwendige
Stimmenanzahl, wird ein zweiter Wahlgang durchgeführt. Erhält auch im zweiten Wahlgang kein Kandidat die notwendige Stimmenanzahl, wird ein dritter Wahlgang durchgeführt, an dem nur die beiden Kandidaten teilnehmen, die beim zweiten Wahlgang die meisten Stimmen erhalten. Erhält auch nach dem dritten Wahlgang kein Kandidat die absolute Stimmenmehr​heit, wird die Wahl abgebrochen und am nächsten Tag erneut durchgeführt. Über die Um​stände der Wahl sind die Mitglieder der Gemeindevertretung gehalten, bis zum Abschluss der Wahl Schweigen zu bewahren.

Ist auch am zweiten Tag keine Entscheidung möglich, gilt die Wahl als abgelehnt.

(2) Ist mehr als die Hälfte der abgegebenen Stimmzettel weiß, ist die Wahl nach dem
betreffenden Wahlgang als abgelehnt zu erachten.

§ 54
Nach jedem Wahlgang hat der Wahlleiter das Resultat ausschließlich der Gemeindevertretung
mitzuteilen und sichtbar anzuschreiben. Nach erfolgreicher Wahl darf das Resultat öffentlich
gemacht werden. Ein Wahlbrief, unterzeichnet von dem Wahlleiter, dem Gemeindekurator und den Kirchenvätern, wird am gleichen Tag angefertigt und dem gewählten Pfarrer zuge​stellt.

c) Die Wahl in Verbänden von Kirchengemeinden
§ 55
(1) Die Einberufung der Gemeindeversammlung (Art 38 der Kirchenordnung) zur Pfarrwahl
innerhalb der Verbände von Kirchengemeinden erfolgt in jeder dazugehörigen Gemeinde öffentlich. Die jeweili​gen Kuratoren haben zu der Wahlversammlung eine von ihnen unterzeichnete schriftliche Er​klärung abzugeben, dass die Einladung den Gemeindegliedern in ortsüblicher Weise zuge​kommen ist. Nur bei Vorhandensein dieser Erklärungen ist die Gemeindeversammlung, unab​hängig von der Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig.

(2) Ist die Wahlversammlung beschlussfähig, ernennt der Wahlleiter einen Zählungsausschuss und stellt die einzelnen Kandidaten in neutraler Weise auf Grund der Bewerbungsunterlagen vor.   

Danach wird die Wahl mit Stimmzetteln durchgeführt. Im Übrigen gelten die Bestimmungen von §51 und § 52.

§ 56
(1) Als gewählt ist derjenige Kandidat anzusehen, der mehr als die Hälfte der abgegebenen
Stimmen auf sich vereint. Erhält kein Kandidat im ersten Wahlgang die notwendige
Stimmenanzahl, wird ein zweiter Wahlgang durchgeführt. Erhält auch im zweiten Wahlgang kein Kandidat die notwendige Stimmenanzahl, wird ein dritter Wahlgang durchgeführt, an dem nur die beiden Kandidaten teilnehmen, die beim zweiten Wahlgang die meisten Stimmen erhalten. Erhält auch nach dem dritten Wahlgang kein Kandidat die absolute Stimmenmehr​heit, wird der Kandidat mit den meisten Stimmen als gewählt betrachtet. Im Falle von Stim​mengleichheit wird die Wahl zu einem späteren Zeitpunkt wiederholt.

(2) Sind mehr als die Hälfte der Stimmzettel weiß, so ist die Wahl nach dem betreffen​den Wahlgang als abgelehnt zu erachten.

§ 57
(1) Nach jedem Wahlgang hat der Wahlleiter das Resultat ausschließlich der Gemeindever​sammlung mitzuteilen und sichtbar anzuschreiben. Nach erfolgreicher Wahl darf das Resultat öffentlich gemacht werden. Ein Wahlbrief, unterzeichnet von dem Wahlleiter, dem Vorsitzer der Gemeinde und den Kirchenvätern, wird am gleichen Tag angefertigt und dem gewählten Pfarrer zugestellt.

(2) Über das Ergebnis der Wahl ist ein Wahlbericht anzufertigen und an das Bezirkskonsisto​rium weiterzuleiten.

C. Schlussbestimmungen
§ 58
(1) Diese Vorschrift tritt mit dem 1. Dezember 2005 in Kraft.

Alle mit dieser Vorschrift in Widerspruch stehenden Bestimmungen werden außer Kraft ge​setzt.

(2) Angelegenheiten, die am Tage des Inkrafttretens der Vorschrift noch nicht entschieden sind, sind nach den bisherigen Vorschriften zu erledigen.

§ 59
Mit der Durchführung dieser Vorschrift wird das Landeskonsistorium beauftragt.
� Die Wahlvorschrift ist bis zur Anerkennung der Kirchenordnung durch Regierungsbeschluss Nr. 898/2008 und Veröffentlichung im Amtsblatt Nr. 637/4. September 2008 von den folgenden Landeskirchenversammlungen entsprechend novelliert worden








